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¥ Kreis Herford (toha). Zum dritten
Mal ist der Wittekindskreis Schauplatz
eines interkonfessionellen Festivals un-
ter dem Dach der evangelischen Kirche:
Cantart. Gestern wurde das von Kreis-
kantor Christoph Ogawa-Müller er-
dachte Festival beschwingt und beseelt
im Forum des Museums Marta unter
dem Motto „Wovon ich singen und sa-

gen will“ eröffnet. Mit Johann Pachel-
bels Canon in D-Dur startete die Com-
bo der Lebenshilfe unter Leitung Christl
Windgassens den musikalischen Reigen
und leitete über zu Irischen Segens-
wünschen vom Kreisbläserensemble, di-
rigiert von Ulrich Diekmann. Gemein-
sam beendeten beide Ensembles das
Motiv und ernteten herzlichen Ap-

plaus. Im Auditorium saßen auch die
Laudatoren des Abends, Roland Nach-
tigäller (künstlerischer Leiter Marta),
Superintendent Michael Krause, Land-
rat Christian Manz und Bürgermeister
Tim Kähler. Nachtigäller bewertete das
Programm des Festivals als „besondere
Leistung“ für den Kreis. Krause be-
schrieb das Festival als „Mischung aus

Musik und Gedanken“ und sah in dem
Motto „die Worte eines Engels“, da sie
aus dem von Martin Luther betexteten
Lied „Vom Himmel hoch“ stammen. Auf
jeden Fall wird die Musikinteressierten
im Kreis das vielfältige Angebot von ex-
perimentell bis vertraut und weltlich bis
kirchlich bis zum Jahresende noch an
vielen Orten begleiten.
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� Im Forum des Museums Marta gestalteten das Kreisbläserensemble und die Combo der Lebenshilfe (oberes Foto) sowie das Ensemble Vo-
calart (nicht im Bild) den Auftakt zum Festival. Es wird noch mit vielen Veranstaltungen bis zum Jahresende den Kulturbetrieb bereichern. FOTOS: KIEL-STEINKAMP
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Wirtschaftsinitiative: Christian Manz ohne Beschluss von Vorstandsaufgaben entbunden

VON CORINA LASS

¥ Kreis Herford. „Hände weg
von der Wirtschaftsinitiative“
Kreis Herford (IWKH): Das ist
die Botschaft, die die Mitglie-
derversammlung in Richtung
Kreistag aussandte. Der be-
treibt die Trennung von Kreis-
Wirtschaftsförderung und
Verein. Auf den Punkt brach-
te das Ergebnis Kirchlengerns
Bürgermeister und Vor-
standsmitglied Rüdiger Meier
(CDU), dem Ambitionen auf
das Landratsamt nachgesagt
werden.

Vorausgegangen war eine
zunächst etwas hilflos wirken-
de Debatte der mit mehr als 100
Teilnehmern bestens besuchten
Veranstaltung. Eröffnet wurde
sie vom IWKH-Vorsitzenden
und Landrat Christian Manz.
Beenden sollte er sie nicht mehr:
Am Ende wurde er als Vorsit-
zender von seinen Vorstands-
kollegen regelrecht demontiert.

Er sei gegenüber dem Kreis-
tag weisungsgebunden, dürfe
keine Bewertung abgeben und
könne daher nur die Sachlage
darstellen, sagte Manz. Als Vor-
sitzender gab er jedoch eine
„Ehrenerklärung“ zugunsten
des Geschäftsführers ab: An
Klaus Goeke habe er keinen
Zweifel, der habe an ihn ge-
zahlte Aufwandsentschädigun-
gen stets gewissenhaft, pünkt-

lich und im Voraus gemeldet.
Umstritten sind Aufwands-

entschädigungen, die Goeke als
Beamter erhalten hat: Dem
Landrat zufolge hat sich die
Rechtsprechung der Oberver-
waltungsgerichte seit Grün-
dung des Vereins 1997 geän-
dert. Entschädigungen seien
nicht mehr erst ab einer Höhe
von 4.000 Euro, sondern kom-
plett abzuführen.

Vorgaben habe der Kreistag
für eine Vereinbarung mit der
IWHK gemacht (siehe neben-
stehender Text), sagt Manz. Sein

Stellvertreter im Verein, And-
reas Peter, bezeichnete sie als
völlig unzureichend. Die Be-
treiber der Spaltung aus dem
rot-grünen Lager erhofften sich
politischen Einfluss; Kontakt
zur Wirtschaftsinitiative hätten
sie nie gesucht, machten sich
nun aber die Finger an der Kas-
tration der IWKH schmutzig.
Peter stellte sich vor Goeke. Zu-
dem geht er davon aus, dass
Verein und Kreis-Wirtschafts-
förderung in Zukunft gegenei-
nander arbeiten.

Goeke selbst verlas eine Stel-
lungnahme der Mitarbeiter der

Vereinsgeschäftsstelle: „Wir
sind erschüttert und entsetzt
über die Hass- und Schmutz-
kampagne, die seit Monaten von
einigen wenigen Personen be-
trieben wird . . .“ Namentlich
sprach Unternehmer Bernd
Anker vom SPD-Fraktionsvor-
sitzenden im Kreistag, Wolf-
gang Tiekötter, als der „größ-
ten Luftpumpe im Kreis Her-
ford“, der ihm aufgrund eines
Anrufs nach Veröffentlichung
seines Leserbriefs noch 20 Mi-
nuten Lebenszeit schulde.

Michael Schönbeck, CDU-
Fraktionsvorsitzender im Kreis-

tag, der in dieser Runde keine
glückliche Figur machen konn-
te, musste sich die Frage gefal-
len lassen, zu welchem Preis sich
seine Partei habe kaufen lassen.
Der Ausschuss für Kreisent-
wicklung und Wirtschaftsför-
derung und die Evaluierung
Mitte 2016 seien für die CDU
absolut wichtig gewesen: In zwei
Jahren soll überprüft werden, ob
die IWHK mit ihrer personel-
len und finanziellen Ausstat-
tung auskommt. „Wenn Sie mit
Jetzt-erst-recht-Haltung dran-
gehen, schaffen Sie es, diese zwei
Jahre zu überleben.“ Höhni-

sches Gelächter traf ihn. Schön-
beck: „Wir werden bei der Eva-
luation an Ihrer Seite sein.“

Als Vorstand eines Vereins
fand es Andreas Hettich „merk-
würdig“, dass jemand anderes

für den Verein verhandele. Er
betonte, dass es andere als die
jetzt gewählten Möglichkeiten
gebe, die rechtlichen Probleme
zu lösen.

Die über Jahre erarbeiteten
Strukturen, gut funktionieren-
de Netzwerke und „Aufgaben,
die maßgeschneidert für die
Unternehmensindundnicht für
die Profilierungsbedürfnisse der
Politiker“(Hilal F. Dinc) soll-
ten nun zerstört werden, kriti-
sierten die Unternehmer. „Ne-
ver change a winning team“
(„Wechsel nie ein Team aus, das
gerade gewinnt“), so der Te-
nor. Kritik übte eine Teilneh-
merin an der Rolle Manz’ als
Vorsitzendem: Er müsse doch
eigentlich für den Verein ein-
treten. „Gut, dass Sie das an-
sprechen“, entgegnete Hettich.
Er sehe nur eine Möglichkeit:
Manz zu entbinden. Zumal der
Landrat die vom Kreistag an-
gestrebte Vereinbarung mit dem
Verein auf Kreisseite unter-
schreiben werde, wie Peter sag-
te, der daraufhin die Versamm-
lungsleitung übernahm und
auch die Sitzung beendete.
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���� Zur Mitgliederversammlung waren so viele Besucher ge-
kommenwie noch nie zuvor. Andreas Peter (r.) spricht hier zu den An-
wesenden. FOTO: LASS
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¥ Kreis Herford (cla). Der
Ausschuss für Kreisentwick-
lung und Wirtschaftsförde-
rung wird am Donnerstag, 28.
August, öffentlich über eine
Vereinbarung beraten, die der
Kreis mit der Wirtschaftsini-
tiative abschließen soll. Der
Kreisausschuss beschließt am
24. September über den Ent-
wurf.

Für die Wirtschaftsinitia-
tive (IWKH) wird der Vor-
stand verhandeln, für den
Kreis ist dies eigentlich Auf-
gabe des Landrats. Weil der
auch Vorsitzender des Ver-
eins ist, wird er vermutlich
durch einen Kreisdezernen-
ten vertreten.

Nach NW-Informationen
sieht der Entwurf der Ver-
einbarungvor,demVerein2,2

Vollzeitstellen zur Verfügung
zu stellen (derzeit 6,5 Stel-
len) und einen pauschalen
Zuschuss (nach NW-Infor-
mationen 10.000 Euro), für
die der Verein Verwendungs-
nachweise erbringen muss.
Der Kreis rechnet mit Aus-
gaben von 85.000 Euro im
Jahr. Zum 30. Juni 2016 soll
geprüft werden, ob Mittel und
Ausstattungausreichendsind.

Die Aufgaben des Vereins
IWKH sollen sich nach NW-
Infos beschränken auf: die
Geschäftsführung, die Be-
treuung von Arbeitskreisen,
den Aufbau und die Betreu-
ung von Netzwerken, den Be-
trieb der Widufix-Geschäfts-
stelle, die Förderung der be-
trieblichenAusbildung,zuder
auch die Verbundausbildung

gehört (0,6 Stellen), die Be-
ratung zu Förderprogram-
men der Wirtschaft und das
Zukunftsprogramm.

Arbeitsbereiche des künf-
tigen Wirtschaftsförderers
beim Kreis sollen nach NW-
Informationen die Vermark-
tung von Gewerbeflächen ge-
meinsam mit den Städten und
Gemeinden, das Marketing
für den Wirtschaftsstandort
Kreis Herford, die kommu-
nale EU-Förderung, der de-
mografische Wandel, die Be-
treuung der Beteiligung an der
OWL GmbH, Widustifte und
die Existenzgründungsbera-
tung umfassen.

Die Stelle soll bis zum 30.
September ausgeschrieben,
im ersten Quartal 2015 soll sie
besetzt werden.

»Hass- und
Schmutzkampagne

seit Monaten«

KOMMENTAR
Umstrukturierung der IWKH
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CORINA LASS

Rund 200 Frauen sind in der
Wirtschaftsinitiative orga-

nisiert, einer Gruppe, die zahl-
reiche Veranstaltungen organi-
siert und dafür hauptamtliche
Unterstützung benötigt. Denn
viele der Frauen leiten kleine
Unternehmen, und die benö-
tigen all ihre Zeit. Eine Stelle
fordern die Unternehmerinnen
deshalb für sich, 3,5 Stellen für

die IWKH insgesamt als Mini-
mum. Ob eine ganze oder eine
Teilzeitstelle: Es ist absehbar,
dass die Unternehmerinnen-
Initiative ohne Unterstützung
stirbt. Das wäre ein absehbarer
Kollateralschaden. Im Interesse
von Sozialdemokraten und
Bündnisgrünen kann das ei-
gentlich nicht sein.

corina.lass@nw.de

Auf Unternehmen
zugeschnittene

Aufgaben
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INTERVIEW: Corinna Dammeyer von „Nadeschda“
¥ Kreis Herford. Auch wenn es
in Herford keine klassische
Form der Sklaverei gibt, also so
etwas wie Arbeitssklaven in
Goldminen, sind viele Frauen
OpfervonMenschenhandelund
Zwangsprostitution. Der „in-
ternationale Tag zur Erinne-
rung an den Sklavenhandel und
seine Abschaffung“ wurde 1998
durch die Unesco proklamiert
und findet jährlich am 23. Au-
gust statt. NW-Volontärin Le-
onie Molls sprach mit Corinna
Dammeyer von der Frauenbe-
ratungsstelle für Opfer von
Menschenhandel „Nadeschda“.

Frau Dammeyer, würden Sie
Zwangsprostituierte als moderne
Sklaven bezeichnen?
CORINNA DAMMEYER: Wir
sind vorsichtig mit solchen Ver-
einheitlichungen. Sklavenhan-
del hat ganz viele Gesichter. Die
Frauen, die wir betreuen, also
Opfer von Menschenhandel,
würden sich nicht unbedingt als
Sklaven bezeichnen, weil sie das
noch stärker erniedrigt. Aber
natürlich arbeiten sie unter skla-
venähnlichen Bedingungen.

Was genau bedeutet das?
DAMMEYER: Sie arbeiten sehr
viel, oft wochenlang ohne Ta-
geslicht, und erhalten kein Geld
für ihre Arbeit. Viele werden 24
Stunden kontrolliert und er-
leiden körperliche und psychi-
sche Gewalt.

Viele Menschen sagen: „So etwas
gibt es doch bei uns nicht.“
DAMMEYER: Ja, das hören wir
ständig. Es ist erstaunlich, dass
Zwangsprostitution immer
noch ein Tabuthema ist. Wir
sind für ganz OWL zuständig.
In dieser Region gibt es etwa 200
Bordelle oder bordellähnliche
Betriebe, darunter Appart-
ments und Wohnwagen, allein
in Löhne elf. Natürlich gibt es
nicht überall Zwangsprostitu-
tion, aber sie ist doch sehr stark
verbreitet. Momentan betreuen
wir 40 Frauen, und es kommen
ständig weitere hinzu.

Kann man sagen, wie hoch der
Prozentsatz der Zwangsprostitu-
tion ist?
DAMMEYER: Nein, die Dun-
kelziffer ist zu hoch. Die Über-
gänge von Prostitution in
Zwangsprostitution sind
manchmal fließend.

Wie unterscheidet sich Zwangs-
prostitution von freiwilliger
Prostitution?
DAMMEYER: Ganz einfach:
Die Grenze liegt dort, wo die
Frau sagt: Nein, ich möchte das
nicht. Es gibt ja viele Frauen, die
sich mit dieser Arbeit ihren Le-
bensunterhalt, zum Beispiel für
ihr Studium, finanzieren oder
finden, dass Prostitution im-
mer noch besser ist, als zum So-
zialamt zu gehen. Die bekom-
men aber ihr Geld und können
Freier auch ablehnen.

Welche Frauen kommen zu Ih-
nen?
DAMMEYER: Als wir 1997 mit
der Frauenberatungsstelle ge-
startet sind, hatten wir über-
wiegend Russinnen, Polinnen
und Frauen aus dem Baltikum,
heute sind es viele Rumänin-
nen und Bulgarinnen. Es gibt
auch Thailänderinnen und im-
mer mehr Westafrikanerinnen.
Deutsche sind ebenfalls dabei.
Das sind meist Frauen, die sich
verliebt haben und von ihrem
Freund gezwungen werden, sich
zu prostituieren.

Wie geraten die Frauen sonst in
die Zwangsprostitution?
DAMMEYER: Die meisten
kommen aus ärmlichen Ver-
hältnissen. Ihnen wird gesagt,
dass es in Deutschland gute Jobs
auf Zeit gibt, etwa auf Bauern-
höfen oder als Putzfrau. Neu-
lich war eine Thailänderin bei
uns, der eine Bekannte in ihrer
Heimat einen Job in einem asi-
atischen Restaurant verspro-
chen hat. In Deutschland kamt
sie sofort ins Bordell.

Wie kommen die Frauen zu Ih-
nen?
DAMMEYER: Manchmal

schaffen sie es aus eigener Kraft
zu fliehen. Einmal durfte sich
eine der Frauen beim Bäcker et-
was zu essen holen und bat die
Bäckerin, die Polizei zu rufen.
Manchmal melden sich Kolle-
ginnen bei uns, manchmal die
Polizei nach Razzien und in ei-
nigen Fällen sogar die Freier.

Was würden Sie Freiern raten?
DAMMEYER: Wenn sie das
Geld jemandem anderen als der
Frau geben müssen, ist das ein
schlechtes Zeichen. Sie sollten
Verdacht schöpfen, wenn die
Frau verletzt ist, kein Wort
deutsch spricht oder alles an-
bietet, ohne zu verhandeln. Ich
kenne keine Prostituierte, die
freiwillig ohne Kondom arbei-
tet. Da sind auch die Freier in
der Verantwortung.

Wie helfen Sie den Frauen?
DAMMEYER: Wir besorgen ei-
ne sichere Unterkunft, küm-
mern uns um etwas Geld für Es-
sen, um einen kurzfristigen le-
galen Aufenthaltsstatus und die
Möglichkeit, Kontakt zu ihren
Familien aufzunehmen, das ist
ganz wichtig. Dann helfen wir
in vielen Fällen dabei, dass die
Frauen nach Hause kommen.

Wie steht esumGerichtsprozesse?
DAMMEYER: Ungefähr 70
Prozent der Frauen sind bereit
auszusagen. Wir bereiten sie mit
einer Anwältin auf das Ver-
fahren vor. Denn das ist harter
Tobak für sie, alles noch ein-
mal erzählen zu müssen. Zu-
dem können die Frauen sich und
ihre Familien durch eine Aus-
sage in große Gefahr bringen.
Manchmal kommt es aber gar
nicht zum Strafverfahren, weil
die Beweise zu dünn sind, die
Frauen die echten Namen ihrer
Zuhälter nicht kennen oder sich
nicht an die Orte erinnern, weil
sie ständig in andere Betriebe
gebracht worden sind.

Was kann die Politik tun, um die
Situation zu verbessern?
DAMMEYER: Die Lage in den
Herkunftsländern muss sich
verbessern. In Deutschland soll-
te für einen sicheren Aufent-
haltsstatus gesorgt sein, da die
Frauen bei der Rückkehr an die
Drahtzieher geraten könnten.
Die Polizei sollte regelmäßig in
die Bordelle gehen, das tut sie
in OWL zu wenig. Sie muss das
Milieu gut kennen und mehr
Präsenz zeigen. Ein Prostituti-
onsverbot würde jedoch dazu
führen, dass das Geschäft kom-
plett in die Illegalität rutscht, das
schützt die Opfer nicht.
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� Corinna Dam-
meyer von der Frauenberatungs-
stelle für Opfer von Menschen-
handel „Nadeschda“. FOTO: MOLLS
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¥ Seit 2011 gibt es ne-
ben Nadeschda „Theo-
dora“, eine Beratungs-
stelle für freiwillige Pros-
tituierte. Sie bietet vor al-
lem eine Ausstiegsbera-
tung an. Mitarbeiterin-
nen betreuen die Frauen
aber auch bei ihrer Ar-
beit im Rotlichtmilieu.
Die Evangelische Frau-
enhilfe in Westfalen trägt
das Projekt. Bis dieses
Jahr hat die „Aktion
Mensch“ Theodora in
Teilen finanziert. Die Fi-
nanzierung bis Ende des
Jahres ist durch die
Evangelische Frauenhilfe
und Spenden gesichert.
Corinna Dammeyer:
„Für 2015 sind wir op-
timistisch.“

Kreis Herford
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